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Meinen Eltern





Vorwort

Wie kann ein Geschäftsgeheimnis Gegenstand eines Zivilprozesses sein,
ohne seinen Geheimnischarakter zu verlieren? Diese Frage wird in der Zi-
vilprozessrechtswissenschaft schon seit mehr als vierzig Jahren diskutiert.
Das dahinterstehende Spannungsfeld zwischen prozessualem Informati-
onszugang und effektivem Geheimnisschutz konnte indes nach bisheriger
Rechtslage in der Praxis nicht zufriedenstellend aufgelöst werden. Der ma-
teriell-rechtlich gewährleistete Schutz von Geschäftsgeheimnissen drohte
zu verkümmern, da sie im Prozess weitgehend schutzlos gestellt waren.
Gleichzeitig bilden Geschäftsgeheimnisse in einer zunehmend digitalisier-
ten und wissensbasierten Geschäftswelt einen wichtigen und wachsenden
Wettbewerbsfaktor für Unternehmen.

Die Richtlinie (EU) 2016/943 vom 8. Juni 2016 über den Schutz von Ge-
schäftsgeheimnissen und das ihrer Umsetzung in das deutsche Recht die-
nende Gesetz zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen (GeschGehG), das
am 26. April 2019 in Kraft getreten ist, enthalten wesentliche Neuregelun-
gen im Hinblick auf den zivilprozessualen Geheimnisschutz. Mit meiner
Arbeit möchte ich einen Beitrag dazu leisten, vor dem Hintergrund dieser
Neuregelungen Anwendungsmaßstäbe zu erarbeiten, die es Geheimnisin-
habern künftig in zumutbarer Weise erlauben, Geschäftsgeheimnisse in
einen Zivilprozess einzubringen. Die Arbeit wurde im Wintersemester
2020/21 von der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der
Universität Bayreuth als Dissertation angenommen. Literatur und Recht-
sprechung befinden sich auf dem Stand von Anfang Juni 2020.

Mein herzlicher Dank gilt Prof. Dr. Bernd Kannowski, an dessen Lehr-
stuhl ich mit Freude viele Jahre neben Studium und Referendariat tätig
sein durfte und der in mir die Motivation für ein Dissertationsvorhaben
geweckt hat. Vielen Dank für die hervorragende Betreuung, die zügige Er-
stellung des Erstgutachtens sowie die Unterstützung bei der Veröffentli-
chung der Arbeit. Prof. Dr. Robert Magnus danke ich herzlich für die Er-
stellung des Zweitgutachtens. Für die Aufnahme in diese Schriftenreihe
danke ich Prof. Dr. Christian Berger und Prof. Dr. Horst-Peter Götting, LL.M
(London).

Zu Dank bin ich ferner der Sozietät Freshfields Bruckhaus Deringer, ins-
besondere dem Team um Matthias Koch und Dr. Andrea Lensing-Kramer,
verpflichtet, die mir die Umsetzung des Dissertationsvorhabens in dieser
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Form ermöglicht haben und mir wertvolle Unterstützung zu Teil werden
ließen. Besonders bedanken möchte ich mich in diesem Zusammenhang
bei Dr. Tobias Timmann und Dr. Oliver Talhoff für eine Vielzahl von wei-
terführenden Diskussionen sowie die Möglichkeit, interessante erste Ein-
blicke in die praktische Anwendung der neuen gesetzlichen Regelungen
zu erlangen.

Mein größter Dank gilt schließlich meinen Eltern, Werner und Christina
Sebulke sowie Ingrid und Stephan Reichert, denen diese Arbeit gewidmet ist.
Vielen Dank für eure Unterstützung und euren Zuspruch während meiner
gesamten juristischen Ausbildung.

 

Düsseldorf, im März 2021 Philipp Sebulke

Vorwort
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zes zur Vereinfachung und Modernisierung des Patentrechts
PKH Prozesskostenhilfe
RAW Recht Automobil Wirtschaft
RdA Recht der Arbeit
RegE Regierungsentwurf
RG Reichsgericht
RGZ Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen
RIW Recht der internationalen Wirtschaft
Rn. Randnummer
S. Satz; Seite
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schl.-hol. JErmÜVO schleswig-holsteinische Justizermächtigungsübertragungsver-
ordnung

schl.-hol. MFG schleswig-holsteinisches Mittelstandsförderungsgesetz
SortSchG Sortenschutzgesetz
StBerG Steuerberatungsgesetz
StGB Strafgesetzbuch
StPO Strafprozessordnung
stRspr. ständige Rechtsprechung
SÜG Gesetz über die Voraussetzungen und das Verfahren von Si-

cherheitsüberprüfungen des Bundes und den Schutz von
Verschlusssachen

ThürMiStFödG Thüringer Mittelstandsförderungsgesetz
TKG Telekommunikationsgesetz
TRIPS Agreement an Trade-Related Aspects of Intellectual Property

Rights
TT-GVO Verordnung (EU) Nr. 316/2014 der Kommission vom

21. März 2014
TVA-L BBiG Tarifvertrag für Auszubildende der Länder in Ausbildungsbe-

rufen nach dem Berufsbildungsgesetz
TV-L Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder
TVöD Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst
UA Unterabsatz
u. a. unter anderem
UrhG Urhebergesetz
USA United States of America
UWG Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb
v. von
v. a. vor allem
VerpflG Gesetz über die förmliche Verpflichtung nichtbeamteter Per-

sonen
VerwRspr Verwaltungsrechtsprechung
VG Verwaltungsgericht
vgl. vergleiche
Vorb. Vorbemerkung zu
VSA Verschlusssachenanweisung
VVG Gesetz über den Versicherungsvertrag
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
VwVfG NRW Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfa-

len
WRP Wettbewerb in Recht und Praxis
WuW Wirtschaft und Wettbewerb
z. B. zum Beispiel
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
zit. zitiert
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ZPO Zivilprozessordnung
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
ZUM Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht
ZVG Gesetz über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwal-

tung
ZWeR Zeitschrift für Wettbewerbsrecht
ZZP Zeitschrift für Zivilprozess
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Einleitung

Geschäftsgeheimnisse führten in Deutschland lange Zeit ein juristisches
Schattendasein1 im Vergleich zu den umfangreich geregelten Rechten des
geistigen Eigentums wie dem Patentrecht oder dem Urheberrecht. Das
mag man darauf zurückführen, dass der Schutz von Geschäftsgeheimnis-
sen eine Querschnittsmaterie ist.2 Er steht nicht nur mit dem Lauterkeits-
und Immaterialgüterrecht in Zusammenhang, sondern kommt auch mit
dem Strafrecht, Berufsrecht, Gesellschaftsrecht, Arbeitsrecht und Prozess-
recht in Berührung.3 Gesetzlich geregelt war lange Zeit lediglich die Straf-
barkeit der Verletzung von Geschäftsgeheimnissen in den §§ 17–
19 UWG a. F. Zivilrechtlich bestand nur ein mittelbarer, nämlich straf-
rechtsakzessorischer, Schutz über das allgemeine Deliktsrecht nach den
§§ 823 Abs. 2, 826 BGB ggf. in Verbindung mit § 1004 BGB analog.4 Im Zi-
vilprozessrecht erwies sich der Schutz von Geschäftsgeheimnissen als noch
spärlicher und wurde in der Literatur weitgehend als unzureichend ange-
sehen.5 Aus Angst ein Geschäftsgeheimnis im Prozess zu verlieren,
schreckten deren Inhaber häufig von der Verfolgung einer Verletzung zu-
rück.6 Der prozessuale Geheimnisschutz war im Wesentlichen nur in den
§§ 172–174 GVG geregelt, die den Ausschluss der Öffentlichkeit von der
mündlichen Verhandlung im Fokus haben. Es besteht danach jedoch ins-
besondere nicht die Möglichkeit, den Zugang der gegnerischen Partei zu

1 Oft auch als „Stiefkind“ des geistigen Eigentums bezeichnet, so zuerst Ann, GRUR
2007, 39; vgl. Winzer, Schutz von Geschäftsgeheimnissen (2018), Rn. 1.

2 Ann, GRUR 2007, 39, 40; Ohly, GRUR 2014, 1, 1; Endres, IPRB 2019, 45, 45; vgl.
Reinfeld, Das neue Gesetz zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen (2019), § 1,
Rn. 63 ff.

3 Ann, GRUR 2007, 39, 40; Ohly, GRUR 2014, 1, 1.
4 Siehe ausführlich zum Schutz nach alter Rechtlage Kraßer, GRUR 1977, 177;

Kiethe/Groeschke, WRP 2005, 1358; siehe auch Ohly, GRUR 2014, 1, 7 f.
5 Schlingloff, WRP 2018, 666, Rn. 3 ff.; Dumont, BB 2018, 2441, 2442; Hauck, NJW

2016, 2218, 2219, 2221 f.; Ann, GRUR-Prax 2016, 465, 467; Lejeune, CR 2016, 330,
335; McGuire, GRUR 2015, 424, 424 ff.; Ohly/Sosnitza/Ohly, § 17 UWG, Rn. 57 f.;
Redeker/Pres/Gittinger, WRP 2015, 812, Rn. 8 ff.; Rojahn, FS Loewenheim (2009),
251, 266; Spindler/Weber, MMR 2006, 711, 713; Ahrens, GRUR 2005, 837, 839.

6 Der Regierungsentwurf vom 04.10.2018 zu einem Umsetzungsgesetz der Richtli-
nie (EU) 2016/943 geht von bisher jährlich nur 20 Verfahren aus, BT-Drs.
19/4724, S. 3, 22.
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sensiblen Informationen zu beschränken. Das ist vor allem dann proble-
matisch, wenn es sich bei dem Prozessgegner um einen direkten Wettbe-
werber handelt. Der mit der Kenntnis des Geschäftsgeheimnisses verbun-
dene Wettbewerbsvorsprung droht in diesen Fällen verloren zu gehen.7

Dieser Befund ist Hintergrund einer Diskussion über den Schutz von
Geschäftsgeheimnissen im Zivilprozess, die seit einiger Zeit geführt wird.
Ihre vorläufigen Höhepunkte erlebte sie Ende der 1980er, Anfang der
1990er Jahre8 sowie im Zuge der Umsetzung der Enforcement-RL9. Das
zentrale Problem ist, wie ein Geschäftsgeheimnis Gegenstand eines Zivil-
prozesses werden kann, ohne gleichzeitig aufgrund der Offenbarung sei-
nen rechtlichen Bestand und wirtschaftlichen Wert zu verlieren. Im Mit-
telpunkt der Diskussion stand dabei bisher die Einführung eines sog. in-
camera-Verfahrens in den Zivilprozess. Je nach Ausgestaltung eines solchen
Verfahrens sollten bestimmte Informationen nur dem Gericht und ggf.
den Prozessvertretern gegenüber offengelegt werden.

Auf die zahlreichen Stimmen aus der Literatur, die eine Verbesserung
des prozessualen Geheimnisschutzes forderten, reagierte der deutsche Ge-
setzgeber lange Zeit nicht. Dies dürfte nicht zuletzt daran liegen, dass sich
Möglichkeiten zur Lösung des Problems in einem schwierigen Spannungs-
feld bewegen. Zivilprozessualer Geheimnisschutz stellt sich schon im Aus-
gangspunkt als vermeintlich innerer Widerspruch dar: Dem Zivilprozess
wohnen die Grundsätze der Bestimmtheit, Beibringung, Mündlichkeit,
Unmittelbarkeit, Öffentlichkeit und Parteiöffentlichkeit inne. Effektiver
prozessualer Geheimnisschutz verlangt aber das Gegenteil: Geheimhaltung
statt Offenlegung.10 Verfassungsrechtlich besteht insbesondere bei der oft
geforderten Möglichkeit, die gegnerische Partei von bestimmten Informa-
tionen im Prozess auszuschließen, ein grundlegender Konflikt mit dem
grundrechtsgleichen Recht auf rechtliches Gehör nach Art. 103 Abs. 1 GG.

Hingegen droht ohne prozessuale Regeln zur Sicherstellung der Ver-
traulichkeit von Geschäftsgeheimnissen auch während eines Verfahrens
der materielle Schutz derselben zu einem rechtstheoretischen Postulat zu
verkümmern. Die Anerkennung materieller Rechtspositionen läuft leer,

7 Vgl. Ann, in: Ann/Loschelder/Grosch, Praxishandbuch Know-how-Schutz (2010),
Kap. 7, Rn. 36 f.

8 Wrede, Geheimverfahren (2014), S. 24 f.
9 Richtlinie 2004/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April

2004 zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums.
10 McGuire, GRUR 2015, 424, 425, bezeichnet Geschäftsgeheimnisse im Zivilpro-

zess daher als Störenfried, deren Einbringung in ein Erkenntnisverfahren paradox
erscheinen müsse.
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wenn sie in der prozessualen Praxis nicht in zumutbarer Weise verwirk-
licht werden können.11 Die Untätigkeit des deutschen Gesetzgebers in der
Vergangenheit hat dazu geführt, Inhaber von Geschäftsgeheimnissen vor
die dilemmatische Wahl zu stellen, entweder den Prozess oder das Ge-
heimnis zu verlieren.12 Das Ausweichen auf Methoden alternativer Streit-
beilegung, wie etwa Schiedsverfahren, löst dieses Problem bereits deshalb
nicht, da es die Zustimmung der Parteien voraussetzt. Auch das staatliche
Verfahren muss daher Mittel zur Lösung der Problematik zivilprozessua-
len Geheimnisschutzes bereitstellen.13

Wirtschaftliche Bedeutung des Geheimnisschutzes

Der Schutz von Geschäftsgeheimnissen ist zugleich von steigender wirt-
schaftlicher Bedeutung.14 Geschäftsgeheimnisse und deren Schutz stellen
in einer immer mehr digitalisierten, wissensbasierten Geschäftswelt der
sog. „Industrie 4.0“, des „Internets der Dinge“ und der immer größeren
Relevanz künstlicher Intelligenz einen wichtigen und wachsenden Wettbe-
werbsfaktor für Unternehmen dar.15 Sie können als „[…] Währung der
wissensbasierten Wirtschaft, die einen Wettbewerbsvorteil schafft“ be-
zeichnet werden.16 Die Gewährleistung einer unternehmerischen Geheim-
sphäre ist Systemvoraussetzung für effektiven Wettbewerb in einer markt-
wirtschaftlich orientierten Wirtschaftsordnung.17 Die staatliche Gewähr-
leistung eines effektiven materiell-rechtlichen und prozessualen Schutzes

§ 1

11 Rojahn, FS Loewenheim (2009), 251, 256.
12 Ohly, GRUR 2019, 441, 449 m. w. N.; Rojahn, FS Loewenheim (2009), 251, 255;

im schlimmsten Fall kann der Inhaber sowohl den Prozess als auch das Geheim-
nis verlieren, vgl. McGuire, GRUR 2015, 424, 427 f.

13 Winzer, Schutz von Geschäftsgeheimnissen (2018), Rn. 12.
14 Vgl. Almeling, Seven Reasons Why Trade Secrets Are Increasingly Important

(2012), Berkeley Technology Law Journal, 27(2), 1091.
15 Völzmann-Stickelbrock, FS Prütting (2018), 585, 585; siehe zur neuen Gefahrenla-

ge für Geschäftsgeheimnisse und zur Konturlosigkeit des Begriffs der „Industrie
4.0“, der am ehesten durch die umfassende Kombination und Vernetzung bereits
bekannter Technologien umschrieben werden kann: Müllmann, WRP 2018,
1177, 1178 ff. und Bräutigam/Klindt, NJW 2015, 1137, 1137.

16 ErwGr. 1 der Richtlinie (EU) 2016/943.
17 Vgl. Stürner, JZ 1985, 453, 453 f.; vgl. Mayen, AnwBl. 2002, 495, 495; vgl.

Alexander, WRP 2017, 1034, Rn. 2.
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von Geschäftsgeheimnissen kann daher entscheidenden Einfluss auf die
Standortwahl eines wissensbasierten Unternehmens haben.18

Ihr Schutz unterliegt weniger strengen inhaltlichen Voraussetzungen als
der der Rechte des geistigen Eigentums, die regelmäßig eine bestimmte
Qualität des immateriellen Guts19 und/oder eine Eintragung vorausset-
zen.20 Ein Geschäftsgeheimnis kann hingegen grundsätzlich jede Informa-
tion sein, die nicht allgemein bekannt oder ohne Weiteres zugänglich und
daher von wirtschaftlichem Wert ist.21 Damit kann ein denkbar weites
Spektrum von Informationen Gegenstand des Geheimnisschutzes sein.
Beispielhaft seien neben technischen Verfahren, Formeln, Rezepten und
Mustern auch Geschäftsdaten wie etwa Preiskalkulationen, Businesspläne,
Markt- und Marketingstrategien, Kundenlisten, Ertragslagen und Einkaufs-
bedingungen genannt.22 Der Schutz als Geschäftsgeheimnis setzt auch kei-
ne kostspielige Eintragung oder Registrierung voraus. Er entsteht vielmehr
beim Vorliegen seiner Voraussetzungen eo ipso. Angesichts beschleunigter
Innovationszyklen ist dies ein entscheidender Vorteil gegenüber Register-
schutzrechten wie etwa dem Patentrecht.23

Zugleich kann ein Geschäftsgeheimnis auch parallel unter den Schutz
eines Rechts des geistigen Eigentums fallen. Das gilt insbesondere für den
urheberrechtlichen Schutz von Computerprogrammen (§§ 2 Abs. 1 Nr. 1,
69a ff. UrhG), technischen Zeichnungen (§ 2 Abs. 1 Nr. 7 UrhG), Daten-
banken (§§ 4, 87a ff. UrhG) oder schlicht schriftlichen Dokumenten
(§ 2 Abs. 1 Nr. 1 UrhG) mit einer entsprechenden Schöpfungshöhe.24 Ge-
heimnisschutz und Patentschutz schließen sich jedoch gegenseitig aus. Die
Veröffentlichung eines Patents beendet den Geheimnischarakter.25 In der

18 Ann, GRUR-Prax 2016, 465, 467, attestiert dem Technologie- und Wirtschafts-
standort Deutschland aufgrund des bisher mangelhaften Geheimnisschutzes im
Prozess einen entsprechenden Standortnachteil.

19 Etwa die sog. „Schöpfungshöhe“ im Urheberrecht oder „Erfindungshöhe“ im Pa-
tentrecht, siehe auf S. 42.

20 Alexander, WRP 2017, 1034, Rn. 36.
21 So nun § 2 Nr. 1 lit. a des Gesetzes zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen; vgl.

BT-Drs. 19/4724, S. 26; vgl. Alexander, AfP 2019, 1, Rn. 22; vgl. auch Laoutoumai/
Baumfalk, WRP 2018, 1300, 1301.

22 ErwGr. 2 der Richtlinie (EU) 2016/943; Müllmann, WRP 2018, 1177, 1179;
Alexander, AfP 2019, 1, Rn. 27; einen umfassenden Überblick zu Geschäftsge-
heimnissen in der bisherigen Rechtsprechung liefert Reinfeld, Das neue Gesetz
zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen (2019), § 1, Rn. 167 f.

23 Vgl. Winzer, Schutz von Geschäftsgeheimnissen (2018), Rn. 1 ff.
24 Ohly/Sosnitza/Ohly, UWG, § 17, Rn. 47.
25 Ohly/Sosnitza/Ohly, UWG, § 17, Rn. 47.
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Forschung und Entwicklung, v. a. im Vorfeld von Patentanmeldungen
oder bei nicht patentfähigen Verfahren und Lösungen, haben Geschäftsge-
heimnisse dennoch eine besondere Relevanz für Unternehmen.26 Jeder Pa-
tentanmeldung geht eine Phase geheimer Forschungstätigkeit voraus.27

Der Schutz von Geschäftsgeheimnissen ist insofern „notwendiges Korrelat
des Patentschutzes“.28

Er stellt zudem eine wirtschaftlich interessante Alternative zum zeitlich
begrenzten Schutz von Immaterialgüterrechten dar.29 Denn der Geheim-
nisschutz ist grundsätzlich zeitlich unbeschränkt und kann damit ein dau-
erhafter Wirtschaftsvorteil für ein Unternehmen sein – vorausgesetzt die
Geheimhaltung gelingt.30 Häufig genanntes Beispiel ist in diesem Zusam-
menhang die Coca-Cola-Rezeptur, die bewusst nie als Patent angemeldet
wurde und seit jeher als Geschäftsgeheimnis geschützt wird.31 Aber auch
der in seinen Einzelheiten geheime Google-Suchalgorithmus32 verdeut-
licht, welchen immensen wirtschaftlichen Wert Geschäftsgeheimnisse ha-
ben können. Sie können für ein Unternehmen wirtschaftlich wertvoller
sein als ein Recht des geistigen Eigentums.33

Es verwundert daher nicht, dass durch Wirtschaftsspionage enorme
Schäden drohen. Eine Studie des Bitkom e. V., dem Branchenverband der
deutschen Informations- und Telekommunikationsbranche, aus dem Jahr
2018 errechnet den Schaden der Wirtschaft in Deutschland für die voran-
gegangenen zwei Jahre auf 43,4 Milliarden Euro.34 Insgesamt 68 Prozent
der in der Studie befragten Industrieunternehmen gaben an, in diesen
zwei Jahren Opfer von Datendiebstahl, Industriespionage oder Sabotage
gewesen zu sein. Weitere 19 Prozent vermuteten dies.35 Die gesetzliche Si-
tuation des Geheimnisschutzes spiegelte diese wirtschaftliche Bedeutung
und Gefahrenexposition der Geschäftsgeheimnisse bislang nicht wider.

26 Vgl. Ohly/Sosnitza/Ohly, UWG, Vorb. §§ 17–19, Rn. 4.
27 Rauer/Eckert, DB 2016, 1239, 1244.
28 Ohly, GRUR 2014, 1, 3.
29 Der patentrechtliche Schutz erlischt nach 20 Jahren, § 16 PatG, der urheberrecht-

liche 70 Jahre nach Tod des Urhebers, § 64 UrhG.
30 Buck, jM 2020, 59, 59 f.
31 Doepner, FS Tilmann (2003), S. 105, Fn. 1.
32 Vgl. zur Funktionsweise von Internet-Suchmaschinen jüngst BVerfG, WRP 2020,

39, Rn. 26 – Recht auf Vergessen I.
33 So schon BGH, GRUR 1955, 388, 390 – Dücko; Ohly/Sosnitza/Ohly, UWG,

Vorb. §§ 17–19, Rn. 2 m. w. N.
34 Bitkom, Wirtschaftsschutz in der Industrie (2018), S. 25 [online].
35 Bitkom, Wirtschaftsschutz in der Industrie (2018), S. 14 [online].
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Gesetzlicher Geheimnisschutz dient dabei nicht nur dem Schutz von In-
vestition und Innovation insbesondere zu Gunsten von kleinen und mitt-
leren Unternehmen, die sich besonders stark auf den Schutz von Ge-
schäftsgeheimnissen verlassen.36 Er ist auch aus gesamtwirtschaftlicher Per-
spektive wünschenswert. Durch ihn werden die Kosten der faktischen Ge-
heimhaltung, die Unternehmen ohnehin betreiben würden, gesenkt und
damit die ökonomische Effizienz des Schutzes insgesamt erhöht. Auch die
Übertragung oder Lizenzierung von Geschäftsgeheimnissen wird durch
den gesetzlichen Schutz erleichtert. Letztlich brauchen Unternehmen eine
vertrauliche Geheimsphäre auch, um sich im wettbewerbsbestimmten
Markt abgrenzen und durchsetzen zu können. Eine Harmonisierung des
gesetzlichen Schutzes führt zudem zu einer Senkung der Informationskos-
ten auf länderübergreifender Ebene.37

Die GeschGeh-RL und das GeschGehG

Es ist daher zu begrüßen, dass die Europäische Union den Handlungsbe-
darf im Bereich des Geheimnisschutzes erkannt hat. Zur Angleichung des
sehr unterschiedlich ausgeprägten Schutzes in den Mitgliedsstaaten38 hat
sie die „Richtlinie (EU) 2016/943 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 8. Juni 2016 über den Schutz vertraulichen Know-hows und
vertraulicher Geschäftsinformationen (Geschäftsgeheimnisse) vor rechts-
widrigem Erwerb sowie rechtswidriger Nutzung und Offenlegung“ (Ge-
schGeh-RL) erlassen. Sie trägt dem hohen Wert und der Schutzbedürftig-
keit von Geschäftsgeheimnissen für Unternehmen Rechnung und be-
zweckt ein einheitliches Mindestschutzniveau im europäischen Binnen-
markt.39 Dabei enthält die GeschGeh-RL Vorschriften, die teilweise eine
Voll- und teilweise eine Mindestharmonisierung vorsehen.40

Das am 26. April 2019 in Kraft getretene „Gesetz zum Schutz von Ge-
schäftsgeheimnissen“ (GeschGehG) dient der Umsetzung der Richtlinie in
deutsches Recht, nachdem deren Umsetzungsfrist bereits am 9. Juni 2018
abgelaufen war. Der deutsche Gesetzgeber schafft dafür eigens ein neues

§ 2

36 Vgl. Baker & McKenzie, Study on Trade Secrets and Confidential Business Infor-
mation in the Internal Market (2013), S. 1 ff. [online].

37 Siehe dazu insgesamt die gute Darstellung bei Ohly, GRUR 2014, 1, 2 f.
38 Vgl. dazu Ohly, GRUR 2014, 1, 2.
39 ErwGr. 1, 6 ff., 36 GeschGeh-RL.
40 Art. 1 Abs. 1 UA 2 GeschGeh-RL.
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Stammgesetz. Der vormals in Deutschland nur fragmentarisch gesetzlich
geregelte Schutz von Geschäftsgeheimnissen wird damit auf neue Füße ge-
stellt. Es vollzieht sich ein struktureller Wechsel des materiell-rechtlichen
Schutzsystems der Geschäftsgeheimnisse in Deutschland. Der traditionell
strafrechtsakzessorisch begründete Schutz41 wird mit dem GeschGehG
nun ein originär zivilrechtlicher. Zivilrechtliche Ansprüche etwa gerichtet
auf Unterlassung, Beseitigung, Vernichtung oder Schadensersatz werden
in den §§ 6 ff. GeschGehG ausdrücklich geregelt. Die §§ 17–19 UWG a. F.
wurden aufgehoben. Der Straftatbestand des § 23 GeschGehG ersetzt die
alten strafrechtlichen Regelungen und knüpft nun zivilrechtsakzessorisch
an die Handlungsverbote des § 4 GeschGehG an.42

Insbesondere auch prozessuale Maßnahmen zum Schutz von Geschäfts-
geheimnissen erfahren durch die GeschGeh-RL und das GeschGehG neue
Aufmerksamkeit und neue gesetzliche Regelungen. Die Europäische Uni-
on hat das Problem erkannt, dass viele Inhaber von Geschäftsgeheimnissen
von einer gerichtlichen Verfolgung von Verletzungen absehen, da sie
fürchten, dass das Verfahren nicht die nötige Vertraulichkeit gewährleistet.
Dies stelle die Wirksamkeit des materiellen Schutzes infrage.43 Die Gesch-
Geh-RL sieht daher in ihrem Art. 9 Maßnahmen zur Sicherstellung des
prozessualen Schutzes von Geschäftsgeheimnissen vor. Das GeschGehG
enthält in den §§ 16 ff. neue verfahrensrechtliche Vorschriften zum Schutz
von Geschäftsgeheimnissen, die Art. 9 GeschGeh-RL umsetzen sollen.

Untersuchungsgegenstand und Gang der Untersuchung

Diese prozessualen Neuregelungen sind Anlass und Gegenstand der vorlie-
genden Untersuchung. Der Schutz von Geschäftsgeheimnissen im Prozess
ist – wie auch die Erwägungsgründe der Richtlinie verdeutlichen – von ho-
her praktischer Relevanz. Die GeschGeh-RL und das GeschGehG haben
dabei primär die Situation der gerichtlichen Verfolgung der Verletzung ei-
nes Geschäftsgeheimnisses im Blick. Zivilprozessualer Geheimnisschutz
wird aber auch in anderen Verfahrenskonstellationen relevant. Dies gilt

§ 3

41 Der Vorgänger des Straftatbestands des § 17 UWG a. F. fand sich bereits im UWG
von 1896. Das strafrechtliche Schutzsystem wurde seitdem beibehalten. Siehe da-
zu Ohly, GRUR 2014 1, 5; Reinfeld, Das neue Gesetz zum Schutz von Geschäftsge-
heimnissen (2019), § 1, Rn. 17 ff.

42 MüKoStGB/Joecks/Miebach, GeschGehG, § 23, Rn. 3.
43 ErwGr. 24 der GeschGeh-RL.
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v. a. bei der prozessualen Einbringung von Geschäftsgeheimnissen als Mit-
tel zur Verteidigung oder bei der Durchsetzung von Informationsansprü-
chen, etwa auf Auskunft, Rechnungslegung, Vorlage oder Besichtigung
einer Sache. Auch in diesen Fällen muss ein ausreichender Geheimnis-
schutz gewährleistet werden.

In Teil 1 dieser Arbeit erfolgt eine Klärung der relevanten Grundlagen,
insbesondere des Begriffs des Geschäftsgeheimnisses und des Grundpro-
blems zivilprozessualen Geheimnisschutzes. Anschließend wird in Teil 2
der bisherige Diskussionsstand hinsichtlich zivilprozessualer Geheimnis-
schutzmaßnahmen dargestellt. Den Schwerpunkt der Arbeit bildet die da-
rauf aufbauende Analyse der prozessualen Neuregelungen der §§ 16 ff. Ge-
schGehG in Teil 3. Es wird insbesondere untersucht, ob sie den Vorgaben
der GeschGeh-RL gerecht werden und innerhalb ihres Anwendungsbe-
reichs einen ausreichenden zivilprozessualen Geheimnisschutz ermögli-
chen. Schließlich werden in Teil 4 Lösungsmöglichkeiten prozessualen Ge-
heimnisschutzes außerhalb der direkten Anwendbarkeit der §§ 16 ff. Ge-
schGehG in den Blick genommen. Dabei ist v. a. die Frage zu klären, ob
die prozessualen Neuregelungen analog oder mittelbar auch in anderen
Verfahren fruchtbar gemacht werden können oder ob Handlungsbedarf de
lege ferenda besteht. Die Ergebnisse der Arbeit werden abschließend in The-
sen zusammengefasst.
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Grundlagen

Der neue rechtliche Rahmen: Das GeschGehG im Überblick

Zum Verständnis und zur Einordnung der neuen zivilprozessualen Ge-
heimnisschutzmaßnahmen der §§ 16 ff. GeschGehG muss zunächst deren
Regelungskontext – das GeschGehG – in den Blick genommen werden. Es
ist in vier Abschnitte gegliedert, die im Folgenden überblickmäßig darge-
stellt werden: Die §§ 1–5 enthalten allgemeine Bestimmungen zum An-
wendungs- und Schutzbereich des Geheimnisschutzes, die §§ 6–14 regeln
Ansprüche bei der Verletzung von Geschäftsgeheimnissen, in den §§ 15–22
finden sich – die hier im Fokus stehenden – verfahrensrechtlichen Sonder-
bestimmungen, den Abschluss bildet die Strafnorm des § 23.

Allgemeines, §§ 1–5 GeschGehG

In § 1 GeschGehG bestimmt der Gesetzgeber zunächst den Anwendungs-
bereich des neuen Gesetzes. Es dient dem – vornehmlich zivilrechtlichen –
Schutz von Geschäftsgeheimnissen vor Verletzung durch unerlaubte Erlan-
gung, Nutzung oder Offenlegung.44 Mit § 23 GeschGehG findet sich nur
eine strafrechtliche Vorschrift.45 Öffentlich-rechtliche Vorschriften im Zu-
sammenhang mit Geschäftsgeheimnissen gehen dem GeschGehG vor.46

Unberührt bleiben ferner auch die Vorschriften des Kollektiv- und Indivi-
dualarbeitsrechts.47

§ 2 GeschGehG enthält wichtige Legaldefinitionen, die das GeschGehG
in den folgenden Vorschriften voraussetzt und auf die es Bezug nimmt.
Definiert werden das Geschäftsgeheimnis an sich,48 Geheimnisinhaber,
Rechtsverletzer und was unter rechtsverletzenden Produkten zu verstehen
ist. § 3 GeschGehG regelt per se erlaubte Handlungen in Bezug auf die Er-

Teil 1:

§ 1

A.

44 § 1 Abs. 1 GeschGehG.
45 Der straf- und berufsrechtliche Schutz nach § 203 StGB wird zudem ausdrücklich

vom Anwendungsbereich des GeschGehG ausgenommen, § 1 Abs. 3 Nr. 1 Gesch-
GehG.

46 § 1 Abs. 2 GeschGehG.
47 § 1 Abs. 3 Nr. 3, Nr. 4 GeschGehG.
48 Ausführlich zum Begriff des Geschäftsgeheimnisses sogleich auf S. 40 ff.
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langung, Nutzung oder Offenlegung von Geschäftsgeheimnissen. Stets er-
laubt ist insbesondere die eigenständige Entdeckung des Geheimnisses.49

Es gilt der „Grundsatz der Erschließungsfreiheit von Geschäftsgeheimnis-
sen“.50 Die zuvor in Deutschland umstrittene Frage,51 ob ein Geheimnis
durch sog. Reverse Engineering52 aufgedeckt werden darf, wird in § 3 Abs. 1
Nr. 2 GeschGehG nun mit einem grundsätzlichen „Ja“ beantwortet:53 Ein
Geschäftsgeheimnis darf durch „Beobachten, Untersuchen, Rückbauen
oder Testen eines Produkts oder Gegenstands“ erlangt werden, wenn das
Produkt öffentlich verfügbar oder im rechtmäßigen Besitz des Untersu-
chenden ist. Reverse Engineering kann allerdings vertraglich für unzulässig
erklärt werden, § 3 Abs. 1 Nr. 2 lit. b GeschGehG.

Die Handlungsverbote des § 4 GeschGehG bilden den Kern des neuen
Gesetzes. An sie knüpft die Definition des Rechtsverletzers in § 2 Nr. 3 Ge-
schGehG an. An die Eigenschaft als Rechtsverletzer knüpfen wiederum die
Anspruchsgrundlagen der §§ 6 ff. GeschGehG an. Verboten sind nach § 4
GeschGehG die unrechtmäßige Erlangung, Nutzung oder Offenlegung ei-
nes Geschäftsgeheimnisses. § 4 Abs. 1 GeschGehG befasst sich mit der un-
rechtmäßigen Erlangung eines Geschäftsgeheimnisses. In § 4 Abs. 1 Nr. 1
GeschGehG werden beispielhaft einige Fälle aufgezählt, wie z. B. das unbe-
fugte Kopieren von Dokumenten. Mit § 4 Abs. 1 Nr. 2 GeschGehG, der auf
einen Verstoß gegen „Treu und Glauben“ bzw. „anständige Marktgepflo-
genheiten“ abstellt, besteht zudem ein generalklauselartiger Verbotstatbe-
stand hinsichtlich einer unrechtmäßigen Erlangung.54

Die Unrechtmäßigkeit der Nutzung oder Offenlegung eines Geschäfts-
geheimnisses wird in § 4 Abs. 2 GeschGehG geregelt. Danach sind die Nut-
zung bzw. Offenlegung eines Geschäftsgeheimnisses unrechtmäßig, wenn
entweder das Geheimnis schon nach Absatz 1 unrechtmäßig erlangt wurde
oder gegen eine Verpflichtung zur Beschränkung der Nutzung bzw. Wah-
rung der Vertraulichkeit verstoßen wird. § 4 Abs. 3 GeschGehG dehnt die

49 § 3 Abs. 1 Nr. 1 GeschGehG.
50 Vgl. GRUR-Stellungnahme zum Referentenentwurf, GRUR 2018, 708, 709.
51 Die h. M. hielt Reverse Engineering bislang für unzulässig, K/B/F/Alexander, Gesch-

GehG, § 3, Rn. 24, mit Hinweis auf die grundlegende Stiefelpresse-Entscheidung
des RG, RGZ 149, 329.

52 Dazu ausführlich Triebe, WRP 2018, 795.
53 Damit wird Art. 3 Abs. 1 lit. b der GeschGeh-RL umgesetzt, der gem.

Art. 1 Abs. 1 UA 2 GeschGeh-RL zu den zwingend umzusetzenden Vorschriften
gehört. Vgl. zur Zulässigkeit des Reverse Engineering ErwGr. 16 GeschGeh-RL;
zum Ganzen K/B/F/Köhler, 37. Auflage 2019, UWG, § 17, Rn. 8 f.

54 Vgl. dazu näher K/B/F/Alexander, GeschGehG, § 4, Rn. 26 ff.
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Verbotstatbestände zudem auf Personen aus, die ein Geschäftsgeheimnis
von einem Rechtsverletzer erlangt haben und von der Rechtsverletzung
wussten oder hätten wissen müssen.

In Abgrenzung zu § 3 GeschGehG, der per se erlaubte Handlungen re-
gelt, die nicht unter § 4 GeschGehG fallen können, beschäftigt sich § 5 Ge-
schGehG mit Ausnahmen von einem grundsätzlich bestehenden Hand-
lungsverbot nach § 4 GeschGehG. Danach besteht kein Verbot, wenn die –
eigentlich nach § 4 GeschGehG unrechtmäßige – Handlung zum „Schutz
eines berechtigten Interesses“ erfolgt. Es ist folglich eine Interessenabwä-
gung im Einzelfall erforderlich.55 Der unbestimmte Rechtsbegriff des be-
rechtigten Interesses wird durch eine „insbesondere“-Aufzählung anhand
dreier Beispiele konkretisiert: So etwa gem. § 5 Nr. 1 GeschGehG zum
Schutz der Meinungs- und Pressefreiheit56 oder gem. § 5 Nr. 2 GeschGehG
„zur Aufdeckung einer rechtswidrigen Handlung oder eines beruflichen
oder sonstigen Fehlverhaltens, wenn […] [dies] geeignet ist, das allgemei-
ne öffentliche Interesse zu schützen“. Mit letzterem wird das sog. Whistle-
blowing57 in Deutschland erstmals einer partiellen gesetzlichen Regelung
zugeführt.58

Ansprüche bei Rechtsverletzungen, §§ 6–14 GeschGehG

Mit den §§ 6 ff. GeschGehG regelt der Gesetzgeber spezielle Anspruchs-
grundlagen im Falle der Verletzung von Geschäftsgeheimnissen. Das An-
spruchssystem erinnert an die Regelungen der Rechte des geistigen Eigen-
tums.59 An diese wird der Schutz von Geschäftsgeheimnissen mit dem Ge-
schGehG – zumindest der Form nach – angenähert.60 § 6 GeschGehG re-

B.

55 K/B/F/Alexander, GeschGehG, § 3, Rn. 8 und § 5, Rn. 12; Büscher/McGuire, Gesch-
GehG-RegE, § 5, Rn. 3.

56 Auch hinsichtlich betroffener Grundrechte ist eine Abwägung mit dem Schutz
des Geschäftsgeheimnisses im Einzelfall erforderlich, Brost/Wolsing, ZUM 2019,
898, 901 ff., denn Geschäftsgeheimnisse genießen ebenfalls grundrechtlichen
Schutz, siehe S. 80 ff.

57 Vgl. dazu Wiedmann/Seyfert, CCZ 2019, 12: krit. Bauschke, öAT 2019, 133; Naber/
Peukert/Seeger, NZA 2019, 583, 585 f.

58 Weiter Umsetzungsbedarf wird sich in Zukunft aus der EU-Whistleblowing-
Richtlinie ergeben (Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 23.10.2019 zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Uni-
onsrecht melden); dazu Schmolke, NZG 2020, 5; Gerdemann, RdA 2019, 16.

59 Vgl. etwa §§ 139 ff. PatG, §§ 97 ff. UrhG, §§ 14 ff. MarkenG.
60 Zum Verhältnis zu den Rechten des geistigen Eigentums siehe auf S. 75 ff.
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gelt einen Beseitigungs- und, bei bestehender Wiederholungs- oder Erstbe-
gehungsgefahr, einen Unterlassungsanspruch. Nach § 7 GeschGehG kann
der Geheimnisinhaber vom Rechtsverletzer die Vernichtung oder Heraus-
gabe von Gegenständen, die das Geheimnis enthalten oder verkörpern,
verlangen. Zudem bestehen danach Ansprüche auf Rückruf, Entfernung
aus den Vertriebswegen, Vernichtung und Rücknahme vom Markt in Be-
zug auf rechtsverletzende Produkte. Gem. § 8 GeschGehG hat der Geheim-
nisinhaber zudem Auskunftsansprüche, z. B. hinsichtlich des Umfangs der
Herstellung und des Vertriebs rechtsverletzender Produkte. § 12 Gesch-
GehG erweitert die Haftung für Ansprüche nach den §§ 6–8 GeschGehG
auf Inhaber eines Unternehmens, wenn der Rechtsverletzer Beschäftigter
oder Beauftragter dieses Unternehmens ist.

Schließlich regelt § 10 GeschGehG einen Schadensersatzanspruch, der
jedoch schuldhaftes Handeln – also Vorsatz oder Fahrlässigkeit – voraus-
setzt. Zu beachten ist insbesondere, dass die aus dem Recht des geistigen
Eigentums bekannte sog. dreifache Schadensberechnung möglich ist. Ne-
ben dem konkreten Schaden nach §§ 249 ff. BGB, insbesondere dem ent-
gangenen Gewinn (§ 252 BGB), kann danach auch der Gewinn, den der
Rechtsverletzer durch die Verletzung erzielt hat (§ 10 Abs. 2 S. 1 Gesch-
GehG), oder der Betrag als Schadensersatz gefordert werden, der im Rah-
men einer Lizenz zu entrichten gewesen wäre (§ 10 Abs. 2 S. 2 Gesch-
GehG), sog. Lizenzanalogie.61 Nach § 13 GeschGehG bleibt der vorsätzlich
oder fahrlässig handelnde Verletzer bei Verjährung des Schadensersatzan-
spruchs zur Herausgabe seiner Bereicherung nach den Grundsätzen des
Bereicherungsrechts verpflichtet.

Die Ansprüche der §§ 6–8 GeschGehG werden in § 9 GeschGehG unter
den Vorbehalt der Verhältnismäßigkeit gestellt.62 Dieser wird durch die
beispielhafte Aufzählung einiger Kriterien, wie etwa dem Wert des Ge-
schäftsgeheimnisses, konkretisiert. Ein nicht schuldhaft handelnder Verlet-
zer kann zudem unter gewissen Umständen die Ansprüche der §§ 6 und 7
GeschGehG durch eine Abfindung in Geld abwenden, § 11. Alle Ansprü-
che des GeschGehG werden zudem in § 14 GeschGehG im Falle der miss-
bräuchlichen Geltendmachung für unzulässig erklärt.

61 BT-Drs. 19/4724, S. 32, mit Verweis auf Art. 14 Abs. 2 GeschGeh-RL, der insoweit
umgesetzt wird.

62 Vgl. dazu ausführlich Tochtermann, WRP 2019, 688, Rn. 30, die sich – in Anleh-
nung an § 242 BGB – für eine Handhabung im Sinne einer strengen Ausnahme-
vorschrift ausspricht, die Rechtsausübung müsse im Einzelfall „schlechthin un-
tragbar“ erscheinen.
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Verfahren in Geschäftsgeheimnisstreitsachen, §§ 15–22 GeschGehG

Im dritten Abschnitt des GeschGehG werden besondere verfahrensrechtli-
che Regelungen für sog. „Geschäftsgeheimnisstreitsachen“ getroffen. Diese
werden in § 16 Abs. 1 GeschGehG legal definiert. Es handelt sich danach
um „[..] Klagen, durch die Ansprüche nach diesem Gesetz geltend gemacht
werden (Geschäftsgeheimnisstreitsachen) […]“.63 Soweit Geschäftsgeheim-
nisstreitsachen vor den ordentlichen Gerichten geltend gemacht werden,
regelt § 15 GeschGehG die Zuständigkeit. Die hinsichtlich der Verletzung
von Geschäftsgeheimnissen praktisch bedeutsamen arbeitsgerichtlichen
Verfahren fallen hingegen nicht unter diese Zuständigkeitsregelung.64 Die
Zuständigkeit wird sowohl sachlich als auch örtlich ausschließlich gere-
gelt. Sachlich zuständig sind die Landgerichte.65 Örtlich ist grundsätzlich
das Gericht ausschließlich zuständig, bei dem der Beklagte seinen allge-
meinen Gerichtsstand hat. Hat er keinen allgemeinen Gerichtsstand im In-
land, ist das Gericht am Ort der unerlaubten Handlung zuständig.66 Die
damit verbundene grundsätzliche Absage an einen „fliegenden Gerichts-
stand“, wie er im gewerblichen Rechtsschutz sonst üblich ist, wird über-
wiegend kritisch gesehen. Zu Recht wird eingewandt, dass dadurch eine
Spezialisierung der Gerichte und Vereinheitlichung der Rechtsprechung
erschwert wird.67 Umso mehr ist zu hoffen, dass die Länder von der in
§ 15 Abs. 3 GeschGehG vorgesehenen Ermächtigung Gebrauch machen,
die Zuständigkeit auf bestimmte Landgerichte zu konzentrieren.68 Diese
Regelung ist insbesondere hinsichtlich des neuen und recht speziellen
Charakters der §§ 16 ff. GeschGehG zu begrüßen. Durch eine Zuständig-
keitskonzentration könnte eine einheitliche und vorhersehbare – und da-

C.

63 Ausführlich zum Begriff der „Geschäftsgeheimnisstreitsache“ und dem Anwen-
dungsbereich der verfahrensrechtlichen Neuregelungen auf S. 173 ff.

64 K/B/F/Alexander, GeschGehG, § 15, Rn. 12 ff.; Büscher/McGuire, GeschGehG-
RegE, § 15, Rn. 5. Die prozessualen Schutzmaßnahmen der §§ 16 ff. GeschGehG
gelten aber auch in Verfahren vor den Arbeitsgerichten, BT-Drs. 19/4724, S. 34;
BeckOK GeschGehG/Gregor, GeschGehG, § 15, Rn. 6.

65 § 15 Abs. 1 GeschGehG.
66 § 15 Abs. 2 GeschGehG.
67 GRUR-Stellungnahme zum Referentenentwurf, GRUR 2018, 708, 711 f.; Du-

mont, BB 2018, 2441, 2446; Büscher/McGuire, GeschGehG-RegE, § 15, Rn. 16, die
zudem hervorhebt, dass so trotz sachlicher Nähe kein Gleichlauf mit den Zustän-
digkeiten verwandter Sonderschutzrechte, insbesondere dem Patentrecht, beste-
he; so auch BeckOK GeschGehG/Gregor, GeschGehG, § 15, Rn. 11.1; zustimmend
hingegen Schlingloff, WRP 2018, 666, Rn. 25.

68 Ohly, GRUR 2019, 441, 450.
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mit rechtssichere – Anwendung der prozessualen Neuregelungen schneller
erreicht werden.69 Bisher hat – soweit ersichtlich – allein Hessen von der
Möglichkeit nach § 15 Abs. 3 S. 1 GeschGehG Gebrauch gemacht.70

Die §§ 16 ff. GeschGehG enthalten die Neuregelungen des prozessualen
Schutzes von Geschäftsgeheimnissen, die in Teil 3 dieser Arbeit ausführ-
lich untersucht werden. Sie sollen daher hier nur kurz umrissen werden:
Es besteht nun insbesondere die Möglichkeit, bestimmte Prozessinforma-
tionen als geheimhaltungsbedürftig einzustufen, § 16 Abs. 1 GeschGehG,
womit besondere Geheimhaltungspflichten prozessbeteiligter Personen
einhergehen. Zudem kann der Zugang einer Prozesspartei zu geheimhal-
tungsbedürftigen Informationen beschränkt werden, § 19 Abs. 1 Gesch-
GehG. § 20 GeschGehG trifft Regelungen zum Verfahren bei der Anord-
nung solcher Geheimnisschutzmaßnahmen.

Ergänzt werden die prozessualen Regelungen durch die §§ 21, 22 Gesch-
GehG. Danach besteht für die obsiegende Partei einer Geschäftsgeheimnis-
streitsache die Möglichkeit sich die Befugnis zusprechen zu lassen, das Ur-
teil oder Informationen über das Urteil auf Kosten der unterlegenen Partei
öffentlich bekannt zu machen, § 21 Abs. 1 GeschGehG. Das Instrument
der Urteilsbekanntmachung ist aus dem Recht des geistigen Eigentums be-
kannt und kann insbesondere dazu beitragen, den Ruf eines Beteiligten in
der Öffentlichkeit wiederherzustellen.71 Bei der Form der Veröffentli-
chung ist aber insbesondere darauf zu achten, die prozessualen Geheimhal-
tungsmaßnahmen nicht auszuhöhlen.72 Da Geschäftsgeheimnisse für man-
che Unternehmen zentrale Vermögensgegenstände darstellen, können Ge-
schäftsgeheimnisstreitsachen im Einzelfall mit hohen Streitwerten einher-

69 Max-Planck-Institut, Stellungnahme zum Referentenentwurf, Rn. 31 [online];
vgl. Gärtner/Goßler, Mitt. 2018, 204, 209; vgl. Reinfeld, Das neue Gesetz zum
Schutz von Geschäftsgeheimnissen (2019), § 6, Rn. 37; vgl. Büscher/McGuire, Ge-
schGehG-RegE, § 15, Rn. 21.

70 § 42a hess. JuZuV weist Geschäftsgeheimnisstreitsachen zentral dem Landgericht
Frankfurt a. M. zu. Schleswig-Holstein hat zumindest die Ermächtigungsübertra-
gung auf die Justizverwaltung in § 15 Abs. 3 S. 2 GeschGehG durchgeführt,
§ 1 Abs. 1 Nr. 11b schl-hol. JErmÜVO.

71 Vgl. K/B/F/Alexander, GeschGehG, § 21, Rn. 1 ff., 8 ff.
72 K/B/F/Alexander, GeschGehG, § 21, Rn. 11 f., mit Hinweis auf den insoweit nicht

ausdrücklich in das deutsche Recht umgesetzten Art. 15 Abs. 2 GeschGeh-
RL. Dieser schreibt die Wahrung der Vertraulichkeit entsprechend den prozes-
sualen Geheimnisschutzmaßnahmen nach Art. 9 GeschGeh-RL auch bei der Ver-
öffentlichung von Gerichtsentscheidungen vor. Im Rahmen der Bestimmung
von Form und Umfang der Veröffentlichung nach § 21 Abs. 1 S. 2 GeschGehG
sind daher die Belange des Geheimnisschutzes zu berücksichtigen.
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gehen – und werden dies regelmäßig auch.73 Mit § 22 GeschGehG besteht
daher schließlich noch die Möglichkeit zugunsten einer Partei eine Streit-
wertbegünstigung auszusprechen, wenn diese eine erhebliche Gefährdung
ihrer wirtschaftlichen Lage bei Belastung mit den Prozesskosten glaubhaft
macht.

Straftatbestände, § 23 GeschGehG

Anstelle der aufgehobenen §§ 17–19 UWG a. F. enthält nun § 23 Gesch-
GehG verschiedene Straftatbestände im Hinblick auf die Verletzung von
Geschäftsgeheimnissen. Hier wird der durch das GeschGehG bewirkte Sys-
temwechsel des Schutzes von Geschäftsgeheimnissen besonders deutlich:
Nach alter Rechtslage war lediglich die Strafbarkeit von Geheimnisverlet-
zungen in den §§ 17–19 UWG a. F. gesetzlich geregelt. Die zivilrechtliche
Haftung war strafrechtsakzessorisch geprägt – insbesondere über
§ 823 Abs. 2 BGB. Nun werden in den §§ 4, 6 ff. GeschGehG die zivilrecht-
lichen Handlungsverbote und Anspruchsgrundlagen speziell gesetzlich ge-
regelt. Die Strafnorm des § 23 GeschGehG knüpft spiegelbildlich – zivil-
rechtsakzessorisch – an einzelne Handlungsverbote des § 4 GeschGehG
an.74

Im Rahmen des § 23 hervorzuheben ist der Rechtfertigungsgrund in Ab-
satz 6. Danach sind Beihilfehandlungen der in § 53 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 StPO
genannten Personen, also Mitarbeitern von Rundfunk und Presse, hin-
sichtlich Entgegennahme, Auswertung und Veröffentlichung eines Ge-
schäftsgeheimnisses nicht rechtswidrig. Die Strafbarkeit des Täters bleibt
unberührt. Damit sollte insbesondere dem im Gesetzgebungsverfahren
heftig diskutierten Punkt der Pressefreiheit zu Gunsten von Journalisten
Rechnung getragen werden.75 Eine materiell-rechtliche Entsprechung fin-
det sich in der Ausnahme vom Geheimnisschutz nach § 5 Nr. 1 Gesch-
GehG.76

D.

73 K/B/F/Alexander, GeschGehG, § 22, Rn. 1 f.
74 Zugleich gelten die Regelungen der §§ 3, 5 GeschGehG hinsichtlich per se erlaub-

ter Verhaltensweisen und Ausnahmen im Einzelfall, K/B/F/Alexander, Gesch-
GehG, § 23, Rn. 19 ff.

75 Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Recht und Verbraucher-
schutz, BT-Drs. 19/8300, S. 15, mit Hinweis auf mögliche Abschreckungseffekte
auf Journalisten.

76 Siehe dazu insgesamt K/B/F/Alexander, GeschGehG, § 23, Rn. 89 ff.
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Der Begriff des Geschäftsgeheimnisses

Das GeschGehG enthält in seinem § 2 Nr. 1 erstmals eine Legaldefinition
des „Geschäftsgeheimnisses“. Vorher fehlte in Deutschland eine gesetzli-
che Konkretisierung des Begriffs. Nach alter Rechtslage verwendete
§ 17 UWG a. F. die Begrifflichkeit der Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse,
die maßgeblich durch die Rechtsprechung definiert wurden. Geschäftsge-
heimnisse sollten dabei eher kaufmännisches und Betriebsgeheimnisse
eher technisches Geheimwissen umfassen. Praktische Relevanz hatte die
Unterscheidung indes nicht. Weder die Voraussetzungen des Schutzes
noch die Rechtsfolgen hingen von einer Einordnung in eine der beiden
Kategorien ab. Die Terminologie in der Literatur war daher uneinheitlich.
Neben Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen war zum Teil von Unterneh-
mensgeheimnissen, Wirtschaftsgeheimnissen oder schlicht Geheimnissen
als Oberbegriff die Rede.77

Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse gem. § 17 UWG a. F.

Mangels Legaldefinition der Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse war es an
der Rechtsprechung, eine Begriffsbestimmung zu Geschäfts- und Betriebs-
geheimnissen im Sinne des § 17 UWG a. F. zu entwickeln. Wenn die Be-
grifflichkeit der Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse in anderen Vorschrif-
ten und anderen Rechtsgebieten auftaucht, lag ihr – zumindest bisher –
ebenfalls die oben genannte Definition der Rechtsprechung zugrunde.78

Das gilt insbesondere für § 172 Nr. 2 GVG.79 Soweit § 384 Nr. 3 ZPO vom
„Gewerbegeheimnis“ spricht, ist ein sachlicher Unterschied zu Geschäfts-
und Betriebsgeheimnissen damit nicht gemeint.80 Eine sachliche Ein-
engung auf einen Gewerbebetrieb im Sinne des HGB wäre zu eng. Viel-
mehr muss auch etwa den freien Berufen oder Vereinen der Schutz von

§ 2

A.

77 Siehe dazu insgesamt Ohly/Sosnitza/Ohly, § 17, Rn. 5; K/B/F/Köhler, 37. Aufl.
2019, UWG, § 17, Rn. 4a m. w. N.; vgl. bereits Nastelski, GRUR 1957, 1, 1.

78 Rützel, GRUR 1995, 557, 557 m. w. N.; Winzer, Schutz von Geschäftsgeheimnis-
sen (2018), Rn. 31; zur Frage, was nach Inkrafttreten des GeschGehG gilt, siehe
unten auf S. 72 f.

79 Winzer, Schutz von Geschäftsgeheimnissen (2018), Rn. 147 m. w. N.; Stadler,
Schutz des Unternehmensgeheimnisses (1989), S. 15.

80 Vgl. Winzer, Schutz von Geschäftsgeheimnissen (2018), Rn. 203.
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